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Reichs-Geſetzblatt 


ME 30. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Aufechtung von Rechtshandlungen eines Schuldners außerhalb des Konkurs. 
verfahrens. S. 277. 


7 * X * 72 , 7 7 
(Nr. 1327.) Geſetz, betreffend die Anfechtung von Rechkshandlungen eines Schuldners außer⸗ 
halb des Konkursverfahrens. Vom 21. Juli 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen ıc. 
verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 


und des Reichstags, was folgt: 
F. 1. 
Rechtshandlungen eines Schuldners können außerhalb des Konkursverfah⸗ 
rens zum Zwecke der Befriedigung eines Gläubigers als dieſem gegenüber un⸗ 
wirkſam nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen angefochten werden. 


$. 2. 

Zur Anfechtung iſt jeder Gläubiger, welcher einen vollſtreckbaren Schuld⸗ 
titel erlangt hat und deſſen Forderung fällig iſt, befugt, ſofern die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das Vermögen des Schuldners zu einer vollſtändigen Befriedigung 
des Gläubigers nicht geführt hat oder anzunehmen iſt, daß ſie zu einer ſolchen 
nicht führen würde. 5 

$. 3. 


Anfechtbar ſind: 
1. Rechtshandlungen, welche der Schuldner in der dem anderen Theile 
bekannten Abſicht, feine Gläubiger zu benachtheiligen, vorgenommen bat; 
2. die in dem letzten Jahre vor der Rechtshängigkeit des Anfechtungs⸗ 
anſpruchs geſchloſſenen entgeltlichen Verträge des Schuldners 
mit ſeinem Ehegatten, vor oder während der Ehe, mit ſeinen oder 
ſeines Ehegatten Verwandten in auf⸗ und abſteigender Linie, mit 
ſeinen oder ſeines Ehegatten voll⸗ und halbbürtigen Geſchwiſtern, 
oder mit dem Ehegatten einer dieſer Perſonen, 
ſofern durch den Abſchluß des Vertrages die Gläubiger des Schuldners 
benachtheiligt werden und der andere Theil nicht beweiſt, daß ihm zur 
Reichs⸗Geſetzbl. 1879. 53 
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Zeit des Vertragsabſchluſſes eine Abſicht des Schuldners, die Gläubiger 
zu benachtheiligen, nicht bekannt war; 

3. die in dem letzten Jahre vor der Rechtshängigkeit des Anfechtungs⸗ 
anſpruchs von dem Schuldner vorgenommenen unentgeltlichen Ver⸗ 
fügungen, ſofern nicht dieſelben gebräuchliche Gelegenheitsgeſchenke zum 
Gegenſtande hatten; 

4. die in den letzten zwei Jahren vor der Rechtshängigkeit des Anfechtungs⸗ 
anſpruchs von dem Schuldner vorgenommenen unentgeltlichen Ver⸗ 
fügungen zu Gunſten ſeines Ehegatten, ſowie eine innerhalb dieſes 
Zeitraums von ihm bewirkte Sicherſtellung oder Rückgewähr eines 
Heirathsguts oder des geſetzlich in ſeine Verwaltung gekommenen Ver⸗ 
mögens ſeiner Ehefrau, ſofern er nicht zu der Sicherſtellung oder Rück⸗ 
ewähr durch das Geſetz oder durch einen vor dieſem Zeitraume ge- 
ſchloſſehe Vertrag verpflichtet war. 


$. 4. 

Hat der Gläubiger, bevor er einen vollſtreckbaren Schuldtitel erlangt hatte 
oder feine Forderung fällig war, denjenigen, welchem gegenüber eine im $. 3 
Nr. 2 bis 4 bezeichnete Rechtshandlung vorgenommen iſt, von ſeiner Abſicht, die 
e anzufechten, durch Zuſtellung eines Schriftſatzes in Kenntniß geſetzt, 
jo wird die Friſt von dem Zeitpunkte der Zuſtellung zurückgerechnet, ſofern ſchon 
zu dieſer Zeit der Schuldner zahlungsunfähig war und bis zum Ablaufe von zwei 
Jahren ſeit dieſem Zeitpunkte der Anfechtungsanſpruch rechtshängig geworden iſt. 

F. 5. 

Die Erhebung des Anfechtungsanſpruchs im Wege der Einrede kann er⸗ 
folgen, bevor ein vollſtreckbarer Schuldtitel für die Forderung erlangt iſt; der 
Gläubiger hat denſelben jedoch vor der Entſcheidung binnen einer von dem Ge⸗ 
richte zu beſtimmenden Friſt beizubringen. 

$. 6. 

Die Anfechtung wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß für die anzufechtende 
Rechtshandlung ein vollſtreckbarer Schuldtitel Aue 55 daß dieſelbe durch 
Zwangsvollſtreckung oder durch Vollziehung eines Arreſtes erwirkt worden iſt. 


Se 
Der Gläubiger kann, ſoweit es zu feiner Befriedigung erforderlich iſt, be⸗ 
anſpruchen, daß dasjenige, was durch die anfechtbare Handlung aus dem Ver⸗ 
mögen des Schuldners veräußert, weggegeben oder 8 iſt, als noch zu 
demſelben gehörig von dem Empfänger zurückgewährt werde. 
Der gutgläubige Empfänger einer unent eltlichen Leiſtung hat dieſelbe nur 
ſoweit zurückzugewähren, als er durch ſie ereicherk iſt. 


F. 8. 
Wegen Erſtattung einer Gegenleiſtung oder im Fall einer anfechtbaren Leiftung 
wegen ſeiner Forderung kann der Empfänger ſich nur an den Schuldner halten. 
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SR 
Erfolgt die Anfechtung im Wege der Klage, fo hat der Klagantrag be⸗ 
ſtimmt zu bezeichnen, in welchem Umfange und in welcher Weiſe die Rückgewähr 
ſeitens des Empfängers bewirkt werden ſoll. 


$. 10. 

Liegt ein nur vorläufig vollſtreckbarer Schuldtitel des Gläubigers oder ein 
unter Vorbehalt ergangenes Urtheil (Civilprozeßordnung $$. 502, 562) vor, fo 
iſt in dem den Anfechtungsanſpruch für begründet erklärenden Urtheile die Voll⸗ 
ſtreckung desſelben davon abhängig zu machen, daß die gegen den Schuldner 
ergangene Entſcheidung rechtskräftig oder vorbehaltlos wird. 


F. 11. 
Die gegen den Erblaſſer begründete Anfechtung findet gegen den Erben ſtatt. 
Gegen einen anderen Rechtsnachfolger desjenigen, welchem gegenüber die 
anfechtbare Handlung vorgenommen iſt, findet die gegen den letzteren begründete 
Anfechtung ſtatt: 

1. wenn ihm zur Zeit ſeines Erwerbes bekannt war, daß der Schuldner 
die Rechtshandlung in der Abſicht vorgenommen hatte, feine Gläubiger 
zu benachtheiligen, 

2. wenn er zu den im F. 3 Nr. 2 genannten Perſonen gehört und nicht 
beweiſt, daß er zur Zeit ſeines Erwerbes von den Umſtänden, welche 
Be Anfechtung gegen den Rechtsvorgänger begründen, keine Kenntniß 

atte. 


Zur Erſtreckung der Friſten in Gemäßheit des $. 4 genügt die Zuſtellung 
des Schriftſatzes an den Rechtsnachfolger, gegen welchen der Anfechtungsanſpruch 
erhoben wird. 

F. 12. 


Das Anfechtungsrecht auf Grund des F. 3 Nr. 1 verjährt in zehn Jahren 
ſeit dem Zeitpunkte, mit welchem der Gläubiger den vollſtreckbaren Schuldtitel 
erlangt hatte und ſeine Forderung fällig war, wenn aber die Rechtshandlung 
nach dieſem Zeitpunkte vorgenommen iſt, erſt ſeit der Vornahme der Handlung. 


F. 13. 


Wird über das Vermögen des Schuldners das Konkursverfahren eröffnet, 
ſo ſteht die Verfolgung der von Konkursgläubigern erhobenen Anfechtungs⸗ 
anſprüche dem Konkursverwalter zu. Aus dem Erſtrittenen ſind dem Gläubiger 
die Prozeßkoſten vorweg zu erſtatten. 

das Verfahren über den Anfechtungsanſpruch noch rechtshän ig / fo 
wird dasſelbe unterbrochen. Im Fall einer us der Aufnahme kommen 
die Beſtimmungen der Civilprozeßordnung $. 217 zur entſprechenden Anwendung. 
Der Konkursverwalter kann den Anſpruch nach den Vorſchriften der Konkurs⸗ 
ordnung $$. 30 bis 32, 34 in Gemäßheit der $$. 240, 491 der Civilprozeß⸗ 
ordnung erweitern. Lehnt der Verwalter die Aufnahme des Rechtsſtreits ab, ſo 


kann derſelbe rückſichtlich der Prozeßkoſten von jeder Partei aufgenommen werden. 
Durch die Ablehnung der Aufnahme wird die Befugniß des Verwalters, nach 
den cles der Konkursordnung das Anfechtungsrecht auszuüben, nicht 
ausgeſchloſſen. 

Soweit der Gläubiger aus dem Zurückzugewährenden eine Sicherung oder 
Befriedigung erlangt hatte, finden auf die Anfechtung derſelben die Vorſchriften 
des F. 23 Nr. 1 der Konkursordnung entſprechende Anwendung. 

Nach der Beendigung des Konkursverfahrens können Anfechtungsrechte, 
deren Ausübung dem Konkursverwalter zuſtand, von den einzelnen Gläubigern 
nach Maßgabe dieſes Geſetzes verfolgt werden, ſoweit nicht dem Anſpruch ent⸗ 
gegenſtehende Einreden gegen den Verwalter erlangt ſind. War der Anſpruch 
nicht ſchon zur Zeit der Eröffnung des Konkursverfahrens rechtshängig, ſo wird 
die im §. 3 Nr. 2 bis 4 beſtimmte Friſt von dieſem Zeitpunkte berechnet, ſofern 
die Rechtshängigkeit bis zum Ablauf eines Jahres ſeit der Beendigung des 
Konkursverfahrens eintritt. 

Rechtshandlungen, welche der Gemeinſchuldner rückſichtlich ſeines nicht zur 
Konkursmaſſe gehörigen Vermögens vorgenommen hat, können von den Konkurs⸗ 
gläubigern auch während des Konkursverfahrens nach Maßgabe dieſes Geſetzes 
angefochten werden. u 


Dieſes Geſetz tritt im ganzen Umfange des Reichs gleichzeitig mit der 
Konkursordnung in Kraft. 

Dasſelbe findet auch auf die vor dieſem Zeitpunkte vorgenommenen Rechts⸗ 
handlungen Anwendung, ſofern ſie nicht nach den Vorſchriften der bisherigen 
Geſetze der Anfechtung entzogen oder in geringerem Umfange unterworfen ſind. 

Iſt der Anfechtungsanſpruch zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes 
rechtshängig, ſo bleiben für die Entſcheidung des Rechtsſtreits die Vorſchriften 
der bisherigen Geſetze maßgebend. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Mainau, den 21. Juli 1879. 


(J. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 
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